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1017. Verordnung: Änderung der Verordnung über die Erklärung von Vieh- und Fleischmärkten zu
Richtmärkten

1018. Verordnung: Durchführung der Intervention von Rindfleisch, Schweinefleisch und Schaf- und
Ziegenfleisch

1019. Verordnung: Milch-Meldeverordnung
1020. Verordnung: Durchführung der Intervention von Getreide
1021. Verordnung: Sicherheiten für Marktordnungswaren
1022. Verordnung: Lizenzen für Marktordnungswaren

1017. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der die
Verordnung über die Erklärung von Vieh-
und Fleischmärkten zu Richtmärkten geändert

wird

Auf Grund des § 3 Abs. l, 2 und 4 des
Viehwirtschaftsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 621, in
der Fassung der Viehwirtschaftsgesetz-Novelle
1994, BGBl. Nr. 664, wird, verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft vom 26. Juli 1977, BGBl.
Nr. 422, über die Erklärung von Vieh- und
Fleischmärkten zu Richtmärkten in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 111/1984 wird wie
folgt geändert:

1. § l lautet:

„§ 1. Zu Viehmärkten im Sinne des § 3 Abs. l
des Viehwirtschaftsgesetzes 1983 (Richtmärkten)
werden erklärt:

a) der Lebendrindermarkt in Linz
b) der Lebendrindermarkt in Salzburg."

2. § 3 lautet:

„§ 3. (1) Auf Richtmärkten gemäß § l sind für
die nachfolgend angeführten Gattungen von
Schlachttieren die mengenmäßigen Umsätze und
die Preise nach den in Abs. 2 und 3 festgesetzten
Grundsätzen festzustellen:

Ochsen
Stiere
Kühe
Kalbinnen

10

(2) Die Anzahl der an den einzelnen Markttagen
(Vor-, Haupt-, Nachmarkt) angelieferten und die
Anzahl der verkauften Schlachttiere (Abs. 1) sind
getrennt nach Gattung, Gesamtgewicht, Durch-
schnittsgewicht und Ursprungsland auszuweisen.

(3) Für die an den einzelnen Markttagen (Vor-,
Haupt-, Nachmarkt) verkauften Schlachttiere
(Abs. 1) sind die Abgabepreise ohne Umsatzsteuer
(gewogene Durchschnittspreise), bezogen auf l kg
Lebendgewicht, festzustellen.

Diese Preise sind — getrennt nach Gattung und
Ursprungsland — auszuweisen."

3. § 4 Abs. l und 2 lauten:

„(1) Auf Richtmärkten gemäß § 2 sind für das
im Zeitraum von Montag bis einschließlich Sonntag
vermarktete Fleisch folgender^ Kategorien die
Mengen und Preise nach Maßgabe der Abs. 2
und 3 festzustellen:

S c.h w e i n e f l e i s c h

Schweinehälften der Qualitätsklassen S, E, U, R,
O, P im Sinne der Verordnung des Bundes-
ministers für Land- und Forstwirtschaft über
Qualitätsklassen von Schweinehälften, BGBl.
Nr. 262/1994, insgesamt,

Schweinehälften der Qualitätsklassen S, E, U, R,
O, P nach Qualitätsklassen getrennt,

Hälften von Zuchtsauen.

K a l b f l e i s c h

Kälber insgesamt,
Kälber bis 95 kg,
Kälber über 95 kg.
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R i n d f l e i s c h

Hälften, jeweils nach Jungrindern, Jungstieren,
Stieren, Ochsen, Kühen und Kalbinnen getrennt,
für die Qualitätsklassen E, U, R, O, P im Sinne
der Verordnung des Bundesministers für Land-
und Forstwirtschaft über Qualitätsklassen für
Rinderschlachtkörper, BGBl. Nr. 195/1994, ins-
gesamt,

Hälften, jeweils nach Jungstieren, Ochsen,
Kühen und Kalbinnen getrennt, für die Quali-
tätsklassen E, U, R, O, P, nach diesen
Qualitätsklassen getrennt,

Hälften von Stieren für die Qualitätsklasse R,

Hälften von Jungstieren der Qualitätsklassen U2,
U3, R2, R3, O2 und O3,

Hälften von Stieren der Qualitätsklasse R3,

Hälften von Ochsen der Qualitätsklassen U2,
U3, U4, R2, R3, R4, O3 und O4,

Hälften von Kühen der Qualitätsklassen U3, R2,
R3, R4, O2, O3, O4, P2 und P3,

Hälften von Kalbinnen der Qualitätsklassen U2,
U3, R2, R3, R4, O2, O3 und O4,

Vorderviertel, jeweils nach Stieren, Ochsen,
Kühen und Kalbinnen getrennt,

Hinterviertel, jeweils nach Stieren, Ochsen,
Kühen und Kalbinnen getrennt.

(2) Die Mengen sind in Kilogramm (Gesamt-
gewicht, Durchschnittsgewicht) festzustellen. Als
Preise sind die Großhandelseinstandspreise ohne
Umsatzsteuer (gewogene Durchschnittspreise)
bezogen auf ein Kilogramm, festzustellen."

4. Im §5 wird der Ausdruck „Vieh- und
Fleischkommission beim Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft" durch den Ausdruck
„Agrarmarkt Austria" ersetzt.

5. Im § 6 Abs. 2 wird der Ausdruck „Gewichts-
klasse" durch den Ausdruck „Gewichtsgruppe"
ersetzt.

6. Im § 7 Abs. 3 wird der Ausdruck „der Vieh-
und Fleischkommission beim Bundesministerium
für Land- und Forstwirtschaft" durch den Aus-
druck „Agrarmarkt Austria" ersetzt.

7 Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt:

„§ 9. Diese Verordnung tritt mit dem Inkraft-
treten einer Vieh- und Fleischmeldeverordnung
gemäß § 113 Marktordnungsgesetz 1985, BGBl.
Nr. 210/1985, in der Fassung der Marktordnungs-
gesetz-Novelle 1994, BGBl. Nr. 664, außer Kraft."

Molterer

1018. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft zur Durchführung
der Intervention von Rindfleisch, Schweine-

fleisch und Schaf- und Ziegenfleisch
Auf Grund der §§ 99 Abs. l 2 11, 100 und 108

des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210,
in der Fassung der Marktordnungsgesetz-Novelle
1994, BGBl. Nr. 664, wird verordnet:

1. Abschnitt

Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen
der Durchführung der Rechtsakte des Rates und
der Kommission der Europäischen Union im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen
für Rindfleisch, für Schweinefleisch sowie für
Schaf- und Ziegenfleisch zur Durchführung der
Intervention von Fleisch und Fleischerzeugnissen
hinsichtlich der Ankäufe durch die Interventions-
stellen und der Gewährung von Beihilfen für die
private Lagerhaltung.

Zuständigkeit

§ 2. Zuständig für die Durchführung dieser
Verordnung und der in § l genannten Rechtsakte
ist die Marktordnungs- und Interventionsstelle
„Agrarmarkt Austria" (AMA).

2. Abschnitt

Ankäufe durch die Interventionsstelle

Angebote

§ 3. Die Angebote sind schriftlich oder durch
Telefax unter Verwendung von der AMA
aufzulegender Formblätter bei der AMA einzurei-
chen.

Zinsen

§ 4. Zurückzuzahlende Beträge sind, soweit
nicht in den in § l genannten Rechtsakten etwas
anderes bestimmt ist, vom Tage des Empfanges bis
zum Tag der Rückzahlung mit drei vH über dem
jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank pro Jahr zu
verzinsen. Als Tag des Empfanges gilt der dritte
Arbeitstag nach dem Tag der Valutastellung der
Lastschrift auf dem Konto der AMA.

3. Abschnitt

Gewährung von Beihilfen für die private Lager-
haltung

Antragsstellung

§ 5. Anträge auf Gewährung einer Beihilfe nach
§ l sind unter Verwendung von der AMA
aufzulegender Formblätter bei der AMA einzurei-
chen.
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Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten

§ 6. (1) Der Lagerhalter und der Antragsteller
haben unbeschadet der Regelungen der in § l
genannten Rechtsakte mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes Bücher zu führen.
Darüber hinaus hat der Antragsteller gesondert
für jeden Vertrag über private Lagerhaltung die
zur Überwachung der Einhaltung der eingegan-
genen Verpflichtungen erforderlichen Aufzeich-
nungen über die eingelagerten Erzeugnisse zu
führen.

(2) Der Lagerhalter und der Antragsteller haben
die in Abs. l genannten Bücher und Aufzeich-
nungen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
mannes sieben Jahre vom Ende des Kalenderjahres,
auf das sie sich beziehen, aufzubewahren, soweit
nicht nach anderen Vorschriften längere Aufbe-
wahrungsfristen bestehen.

Duldungs- und Mitwirkungspflichten

§ 7 (1) Der Lagerhalter und der Antragsteller
haben den Organen und Beauftragten des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft, der
AMA, der Europäischen Union und des Euro-
päischen Rechnungshofes, im folgenden Prüfor-
gane genannt, das Betreten der Geschäfts-,
Betriebs- und Lagerräume während der Geschäfts-
und Betriebszeit oder nach Vereinbarung zu
gestauen, insbesondere die Aufnahme der Bestän-
de an Fleisch und Fleischerzeugnissen, für deren
Einlagerung eine Beihilfe gewährt wird.

(2) Die Prüforgane sind ermächtigt, in die
Buchhaltung und alle Unterlagen des Lagerhalters
und des Antragstellers, die die Prüforgane für ihre
Prüfung für erforderlich erachten, Einsicht zu
nehmen.

(3) Bei der Prüfung hat eine geeignete und
informierte Auskunftsperson des Lagerhalters oder
des Antragstellers anwesend zu sein, Auskünfte zu
erteilen und die erforderliche. Unterstützung zu
leisten.

(4) Die Prüforgane können die zeitweilige
Überlassung von Aufzeichnungen und Unterlagen
verlangen und haben in diesem Fall deren
Aushändigung dem Lagerhalter oder dem Antrag-
steller zu bestätigen.

(5) Im Falle automationsunterstützter Buchfüh-
rung haben der Lagerhalter und der Antragsteller
auf ihre Kosten den Prüforganen auf Verlangen
Ausdrucke mit den erforderlichen Angaben zu
erstellen.

(6) Werden Dritte eingeschaltet, gelten Abs. l
bis 5 auch gegenüber diesen.

4. Abschnitt

Gemeinsame Bestimmungen

Auslagen

§ 8. Soweit bei Maßnahmen der amtlichen
Überwachung, wie insbesondere Probeziehung,
Probeprüfung und Anfertigung von Kopien Aus-
lagen entstehen, sind diese vom Lagerhalter oder
Antragsteller zu tragen.

Rückforderung

§ 9. Zu Unrecht empfangene Beträge sind
zurückzuzahlen.

Gerichtsstand

§ 10. Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem
Kauf- und dem Lagervertrag ist Wien.

Schlußbestimmungen

§ 11. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag über den Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union*) in Kraft.

Molterer

1019. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über Meldepflichten
in der Milchwirtschaft (Milch-Meldeverord-

nung)
Auf Grund des § 113 des Marktordnungsge-

setzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung BGBl.
Nr. 664/1994 (MOG) wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen
der Durchführung der Rechtsakte des Rates und
der Kommission der Europäischen Union im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse und den damit in
Verbindung stehenden Meldepflichten.

Zuständigkeit

§ 2. Zuständig für die Durchführung dieser
Verordnung und der in § l genannten Rechtsakte
ist die Marktordnungsstelle „Agrarmarkt Austria"
(AMA).

Begriffsbestimmungen

§ 3. (1) Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe
im Sinne dieser Verordnung sind Unternehmen
oder solche Betriebe, die Konsummilch (Abs. 4)
oder Milcherzeugnisse (Abs. 5) bearbeiten, verar-

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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beiten oder herstellen, auch wenn die Milch zur
weiteren Bearbeitung oder Verarbeitung an andere
Unternehmen abgegeben wird.

(2) Milchsammelstellen im Sinne dieser Verord-
nung sind Milchannahmestellen, die Milch nicht
wärmebehandeln oder molkereimäßig verarbeiten
und die selbständig mit Milcherzeugern oder deren
Zusammenschlüssen abrechnen.

(3) Milch im Sinne dieser Verordnung ist das
Gemelk einer oder mehrerer Kühe, Schafe, Ziegen
oder Büffel. Die Meldepflichten gemäß § 4 Abs. l
und 2 beziehen sich jedoch nur auf Kuhmilch.

(4) Konsummilch im Sinne dieser Verordnung
sind die Milchsorten

1. überfette Vollmilch (Vollmilch mit einem
Mindestfettgehalt von 4,0%) pasteurisiert,
sterilisiert oder ultra-hocherhitzt,

2. Rohmilch,
3. Vollmilch (standardisierte Vollmilch mit

einem Fettgehalt von mindestens 3,5% sowie
Vollmilch mit natürlichem Fettgehalt) pasteu-
risiert, sterilisiert oder ultra-hocherhitzt,

4. halbfette Milch mit einem Fettgehalt von
mehr als 1,8% und weniger als 3,5%,
pasteurisiert, sterilisiert oder ultra-hocherhitzt,

5. teilentrahmte (fettarme) Milch mit einem
Fettgehalt von mindestens 1,5% und höch-
stens 1,8%, pasteurisiert, sterilisiert oder ultra-
hocherhitzt,

6. überwiegend entrahmte Milch mit einem
Fettgehalt von mehr als 0,3% und weniger
als 1,5%, pasteurisiert, sterilisiert oder ultra-
hocherhitzt und

7 entrahmte Milch mit einem Fettgehalt von
höchstens 0,3%, pasteurisiert, sterilisiert oder
ultra-hocherhitzt.

(5) Milcherzeugnisse im Sinne dieser Verord-
nung sind

1. Mischtrunk (Buttermilch, Sauermilch,
Joghurt, Kefir und andere fermentierte
oder gesäuerte Milch einschließlich Rahm
mit einem Fettgehalt von höchstens 10%, mit
und ohne Zusätze(n) sowie Milch mit
Zusätzen)

2. Schlagobers, Kaffeeobers, Rahm, auch
sterilisiert oder ultra-hocherhitzt, und Sauer-
rahm

3. Butter, Butterschmalz und Butterreinfett
4. sonstige Streichfette mit mindestens 10%

Milchfettanteil (wie zB fettreduzierte Butter)
5. Käse, Speisetopfen, Industrietopfen,

— aus reiner Kuhmilch,
— aus reiner Schafmilch,
— aus reiner Ziegenmilch,
— andere (Mischungen oder aus reiner

Büffelmilch), Schmelzkäse

6. Milchprodukte in Pulverform wie Sahne-
(Rahm-)Pulver, Vollmilchpulver, teilent-
rahmtes Milchpulver, Magermilchpulver,
Buttermilchpulver, sonstige Produkte in
Pulverform

7 Kondensmilch, ungezuckert oder gezuckert
8. Kasein und Kaseinate
9. Magermilch für Futterzwecke

10. Magermilch für Weiterverarbeitung für den
menschlichen Genuß

11. Molke, Molkeanfall insgesamt, als flüssige
Molke geliefert, als eingedickte Molke
geliefert, Molkenpulver und -brocken, Lak-
tose (Milchzucker), Laktalbumine

12. sonstige Milcherzeugnisse (wie zB Milch-
pudding, Speiseeis und andere).

Meldepflichten

§ 4. (1) Die Bearbeitungs- und Verarbeitungs-
betriebe haben zu melden:

1. monatlich den Rohstoffeingang (Menge,
Fettgehalt und Eiweißgehalt der angeliefer-
ten Kuhmilch, wobei der Rohstoffeingang
nach Mitgliedsstaaten getrennt anzuführen
ist), die Rohstoffverwendung, die Herstel-
lung, den Bestand und den Absatz von Waren
auf dem von der AMA herauszugebenden
Formblatt,

2. monatlich den Auszahlungspreis für Milch
auf dem von der AMA herauszugebenden
Formblatt,

3. monatlich den Molkereiabgabepreis für Voll-
milch, Joghurt, Schlagobers, Butter, verschie-
dene Käsesorten sowie sonstige Milcherzeug-
nisse auf dem von der AMA herauszuge-
benden Formblatt,

4. dekadenweise (das sind die Zeiträume 1. bis
10., 11. bis 20. und 21. bis Ende eines
Kalendermonats) die Anlieferung und die
Erzeugung von Vollmilch, Joghurt, Schlag-
obers, Butter, verschiedenen Käsesorten sowie
sonstiger Milcherzeugnisse und die Bestände
an Butter und Käse auf dem von der AMA
herauszugebenden Formblatt und

5. wöchentlich die Erzeugung, den Bestand und
den Absatz von Milchpulver auf dem von der
AMA herauszugebenden Formblatt.

(2) Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, die
Butterschmalz, Schmelzkäse, Schmelzkäsezuberei-
tungen, Kochkäse, Sauermilchkäse, Molkenkäse,
Quargel, Milchpulver, Kondensmilch sowie H-
Milch oder Kasein herstellen, haben auf dem von
der AMA herauszugebenden Formblatt monatlich
die Herstellung zu melden.

(3) Milchsammelstellen haben monatlich die
Anlieferung von Milch und Rahm und die
Lieferung an Bearbeitungs- und Verarbeitungs-
betriebe sowie den Auszahlungspreis für Milch auf
dem von der AMA herauszugebenden Formblatt
zu melden.
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(4) Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe mit
mehreren Betriebsstätten haben

1. für jedes Land, in dem sie eine Betriebsstätte
haben,

2. jährlich für jede Betriebsstätte über das
abgelaufene Kalenderjahr entsprechend
Abs. l Z l und Abs. 2

gesondert zu melden.

(5) Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetriebe, die
Schaf-, Ziegen- oder Büffelmilch übernehmen,
haben jährlich den Rohstoffeingang und die
Rohstoffverwendung auf dem von der AMA
herauszugebenden Formblatt zu melden.

(6) Die Bearbeitungs- und Verarbeitungsbetrie-
be, einschließlich der in Abs. 2 genannten Bear-
beitungs- und Verarbeitungsbetriebe, sowie deren
wirtschaftliche Zusammenschlüsse haben jährlich
die Anzahl der Arbeiter und Angestellten in den
Betrieben auf dem von der AMA herauszuge-
benden Formblatt zu melden.

(7) Die Mengenangaben haben nach den
angegebenen Gewichtseinheiten zu erfolgen.

(8) Die zu meldenden Erzeugnisse haben sich
auf die von der AMA bekanntgegebenen Code-
nummern zu beziehen. Werden für neu auf dem
Markt eingeführte Erzeugnisse neue Codenum-
mern bekanntgegeben, so sind die mit diesen
Codenummern bezeichneten Erzeugnisse unter die
von der AMA mitgeteilten Hauptcodenummern
einzureihen und entsprechend zu melden.

(9) Die Meldepflichten obliegen dem Inhaber
des Unternehmens. Wird das Unternehmen nicht
vom Inhaber geleitet, obliegen sie dem verant-
wortlichen Leiter des Unternehmens.

Zeitpunkt der Meldungen

§ 5. (1) An die AMA sind abzusenden:
1. die wöchentliche Meldung (§ 4 Abs. l Z 5)

und die Dekadenmeldung (§ 4 Abs. l Z 4)
spätestens zehn Tage nach Ablauf der
Berichtsperiode,

2. die monatlich abzugebenden Meldungen (§ 4
Abs. l ZI bis 3, Abs. 2 und Abs. 3)
spätestens am 45. Tag nach Ablauf des
Berichtsmonats,

3. die jährlich abzugebenden Meldungen (§ 4
Abs. 4 Z 2, Abs. 5 und Abs. 6) spätestens
90 Tage nach Ablauf des Berichtsjahres.

(2) In den Fällen des Abs. l Z l kann anstelle
der schriftlichen Meldung die Meldung auch
spätestens bis zu dem dort bezeichneten Zeitpunkt
fernmündlich abgegeben werden.

Ausnahmeregelung

§ 6. (1) Die AMA kann zulassen, daß abwei-
chend von § 4 Abs. 3 der Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieb, der die Milch oder den

Rahm aufkauft, die Meldung abgibt, wenn dies
dem Interesse der Verwaltungsvereinfachung
dienlich ist und die Einhaltung der Meldevor-
schriften sichergestellt ist.

(2) Die AMA kann Abweichungen von den
Formvorschriften dieser Verordnung, insbesondere
die Abgabe von Meldungen auf Datenträgern,
festsetzen, wenn dies dem Interesse der. Verwal-
tungsvereinfachung dienlich, ist.

(3) Die AMA kann in begründeten Fällen auf
Antrag Fristerstreckungen für die gemäß § 5
abzugebenden Meldungen gewähren. Diese Frist-
erstreckungen dürfen im Falle des § 5 Abs. l Z l
höchstens 4 Tage, in den Fällen des § 5 Abs. l Z 2
und 3 höchstens 14 Tage betragen.

Aufzeichnungspflichten

§ 7 Die Meldepflichtigen haben die für die
Meldungen nach § 4 erforderlichen Aufzeichnun-
gen fortlaufend zu führen. Die Aufzeichnungen
sind sieben Jahre vom Ende des Kalenderjahres,
auf das sie sich beziehen, mit der Sorgfalt eines
ordentlichen Kaufmannes aufzubewahren. Längere
Aufbewahrungsfristen nach anderen Vorschriften
bleiben unberührt.

Strafbestimmungen

§ 8. Eine Verwaltungsübertretung im Sinne des
§ 117 Abs. 2 Z l MOG begeht, wer als Melde-
pflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig

l entgegen § 4 eine Meldung nicht, nicht
richtig, nicht vollständig oder nicht in der
vorgeschriebenen Form erstattet oder entge-
gen § 5 Abs. l oder 2 nicht rechtzeitig
absendet oder abgibt oder

2. entgegen § 7 erster oder zweiter Satz
Aufzeichnungen nicht, nicht richtig oder
nicht vollständig macht oder nicht aufbe-
wahrt.

Berichtspflicht

§ 9. Die AMA hat dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft jeweils eine Zusammen-
stellung der in den einzelnen Berichtsperioden
gemeldeten Daten zu übermitteln.

Inkrafttreten

§ 10. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag über den Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union*) in Kraft.

Molterer

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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l020. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft zur Durchführung

der Intervention von Getreide
Auf Grund des § 100 des Marktordnungsge-

setzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung der
Marktordnungsgesetz-Novelle 1994, BGBl.
Nr. 664, wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen
der Durchführung der Rechtsakte des Rates und
der Kommission der Europäischen Union im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation für
Getreide hinsichtlich der Durchführung der Inter-
vention von Getreide.

Zuständigkeit

§ 2. Zuständig für die Durchführung dieser
Verordnung und der in § l genannten Rechtsakte
ist die Marktordnungs- und Interventionsstelle
„Agrarmarkt Austria" (AMA).

Angebote

§ 3. (1) Die Angebote zur Intervention sind
unter Verwendung von der AMA aufzulegender
Formblätter schriftlich oder durch Telefax bei der
AMA einzureichen. Die Angebote können für
Weichweizen, Hartweizen, Roggen, Gerste und
Mais abgegeben werden.

(2) Ein abgegebenes Angebot ist für den
Anbieter verbindlich.

(3) Tritt der Anbieter vor Angebotsannahme (§ 4
Abs. 1) von seinem Angebot zurück, so hat er zur
Abgeltung des bei der AMA entstandenen Verwal-
tungsaufwandes einen Pauschalbetrag von 200 S je
Angebot zu entrichten.

(4) Angebote können nur für im Bundesgebiet
auf Lager befindliches Getreide abgegeben werden.

(5) Die Mindestmenge je Angebot beträgt 100 t.

Angebotannahme/Vertragsabschluß/Vertragsrück-
tritt

§ 4. (1) Die Angebotsannahme erfolgt durch
Ausstellung des Einkaufschlußscheines (EKSS)
durch die AMA, aus dem mindestens der
Lieferzeitraum und das Interventionslager ersicht-
lich sein muß.

(2) Die AMA ist berechtigt, das angebotene
Getreide vor Annahme des Angebots zu besich-
tigen.

(3) Nach Ausstellung des EKSS kann die AMA
auf begründeten Antrag des Anbieters dem Rück-
tritt vom Vertrag zustimmen, wobei zur Abgeltung
des bei der AMA entstandenen Verwaltungsauf-
wandes ein Pauschalbetrag von l 000 S zu

entrichten ist. Der Antrag muß der AMA vor
Ablauf des im EKSS angegebenen Liefermonats
vorliegen.

(4) Nach Ausfertigung des Feststellungsproto-
kolls (§12 Abs. 3) ist ein Rücktritt vom Vertrag
durch den Anbieter nicht mehr möglich.

(5) Die Abs. 3 und Abs. 4 sind auch für Anträge
auf Verringerung der Vertragsmenge anzuwenden.

Interventionslager

§ 5. Die AMA kann mit dem Lagerhalter einen
Rahmenvertrag abschließen, wenn das besichtigte
Lager den für ein Interventionslager festgelegten
Anforderungen der AMA entspricht.

Loco-Intervention

§ 6. Bestimmt die AMA als Ort der Übernahme
(Interventionslager) das Lager, auf dem sich das
Getreide zum Zeitpunkt des Angebotes befindet
(Angebotslager), kann die Menge anhand der
Lagerbuchhaltung festgestellt werden, wobei das
Verwiegen nicht mehr als zehn Monate zurück-
liegen darf.

Lieferung

§ 7 (1) Bestimmt die AMA als Interventionsla-
ger ein anderes Lager als das Angebotslager, so hat
der Verkäufer das Getreide bis spätestens Ende des
festgelegten Lieferzeitraums an das Interventions-
lager zu liefern (Destination).

(2) Ist eine Lieferung innerhalb des festgelegten
Lieferzeitraums nicht möglich, muß die AMA
unverzüglich, spätestens am letzten Tag des im
EKSS genannten Liefermonats, schriftlich unter-
richtet werden.

Der festgelegte Lieferzeitraum kann auf Antrag des
Verkäufers oder des Lagerhalters im Einvernehmen
mit dem Verkäufer von der AMA geändert
werden, wobei die letzte Lieferung spätestens am
Ende des vierten Monats nach dem Monat der
Angebotseinreichung erfolgen muß, jedoch nicht
später als am 30. Juni.

Fällt der Beginn eines geänderten Lieferzeitraums
in einen anderen als den im EKSS festgelegten
Kalendermonat, so ändert sich der Interventions-
preis entsprechend.

(3) Die Liefertermine im festgelegten Lieferzeit-
raum sind zwischen Verkäufer und Lagerhalter
verbindlich zu vereinbaren.

(4) An ein Lager sind pro Anlieferungstag
innerhalb von acht Stunden mindestens 100 t zu
liefern. Bei Anlieferung einer größeren Menge als
100 t in mehr als acht Stunden sind in jeder
weiteren Stunde mindestens 12,5 t zu liefern.

Diese Mengen können auf Grund von Anliefe-
rungen für verschiedene Verträge erfüllt werden.
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(5) Der Lagerhalter ist berechtigt, nicht verein-
barte Anlieferungen zurückzuweisen.

(6) Jede Anlieferungsmenge ist in Gegenwart des
Verkäufers und eines vom Verkäufer unabhängi-
gen von der AMA bestimmten Beauftragten zu
verwiegen.

Ist kein Beauftragter der AMA anwesend, so darf
die Anlieferungsmenge nicht mit schon ordnungs-
gemäß verwogenem Getreide zusammengelagert
werden.

Dies kann erst erfolgen, wenn die betroffene
Anlieferungsmenge in Gegenwart eines Beauftrag-
ten der AMA verwogen worden ist.

Prüfung der Beschaffenheit des angelieferten
Getreides

§ 8. (1) Der Lagerhalter hat die Beschaffenheit
des angelieferten Getreides vor der Einlagerung zu
prüfen.

Getreide, das die äußeren Qualitätskriterien der
Intervention nicht erfüllt, darf nicht eingelagert
oder mit Getreide, das für die Intervention
bestimmt oder bereits übernommen wurde, zusam-
mengelagert werden.

(2) Ergibt die Vorbemusterung des auf dem
Fahrzeug befindlichen Getreides, daß es den
Beschaffenheitsvoraussetzungen entspricht, so
haben Lagerhalter und Verkäufer nach den
Methoden der Internationalen Gesellschaft für
Getreidechemie (ICC) aus dem lose fließenden
Getreide aus je angefangenen 5 t Proben zu
ziehen. Bei Fahrzeugen mit einer Ladung unter
60 t Getreide ist aus diesen Proben mittels
Probenteiler ein Durchschnittsmuster je Fahrzeug
herzustellen. Bei Fahrzeugen mit Ladung über 60 t
Getreide ist mindestens aus jeweils 60 t ein
Durchschnittsmuster herzustellen.

(3) Aus den Durchschnittsmustern ist mit Hilfe
eines Probenteilers ein repräsentatives Muster der
Partie (Kontraktmuster) von mindestens

1. fünf kg bei Roggen, Wintergerste, Sommer-
gerste und Mais

2. zehn kg bei Weich- und Hartweizen
herzustellen.

Dieses Kontraktmuster ist vom Lagerhalter bis zum
Abschluß aller Untersuchungen aufzubewahren.

(4) Ist der Verkäufer bei der Vorbemusterung
des auf dem Fahrzeug, befindlichen Getreides, der
Probenahme oder der Herstellung des Durch-
schnittsmusters nicht anwesend, so gelten die vom
Lagerhalter getroffenen Feststellungen und die
erstellten Durchschnittsmuster als verbindlich.

(5) Die Regelung gemäß § 10 Abs. l bleibt
davon unberührt.

Übernahme

§ 9. Mit der Übernahme geht das Eigentum an
dem Getreide auf die AMA über. Der Verkäufer
erhält von der AMA eine Mitteilung (Übernah-
meerklärung), aus der unter anderem das Gewicht,
gegebenenfalls die inneren Beschaffenheitswerte
und der Übernahmezeitpunkt für die Partie zu
ersehen sind. Das Feststellungsprotokoll (§13
Abs. 3) ist Bestandteil der Übernahmeerklärung.

Beschaffenheitsfeststellung

§ 10. (1) Die Feststellung der äußeren und
gegebenenfalls inneren Beschaffenheit erfolgt
anhand des Kontraktmusters, das

1. im Falle der Übernahme auf ein anderes
Lager als dem Angebotslager aus dem
Durchschnittsmuster gemäß § 8 Abs. 2

2. im Falle der Übernahme auf dem Angebots-
lager (Loco-Übernahme) durch. Probenahme
aus der lagernden Partie gemäß den Probe-
bestimmungen nach den Methoden der ICC

zu bilden ist.

Ist der Verkäufer bei der Feststellung der äußeren
Beschaffenheit nicht anwesend, so gelten die vom
Beauftragten der AMA getroffenen Feststellungen
als verbindlich.

(2) Wird über die äußere Beschaffenheit des
Getreides keine Übereinstimmung erzielt und
ergibt sich dadurch die Notwendigkeit der Unter-
suchung bei einem zu vereinbarenden in der
Anlage l genannten Untersuchungsinstitut, so ist
ein Kontrolluntersuchungsauftrag (Formblatt der
AMA) auszufertigen.

(3) Bei Weich- und Hartweizen hat die AMA
auf Kosten des Verkäufers in einem Untersu-
chungsinstitut gemäß Anlage l die Feststellung der
inneren Beschaffenheitswerte vorzunehmen.

(4) Wird über das Ergebnis der Untersuchung
nach Abs. 3 keine Einigung erzielt, so kann der
Verkäufer eine Kontrolluntersuchung bei einem in
der Anlage l genannten Untersuchungsinstitut
anhand eines Rückstellmusters veranlassen. Im
Hinblick auf eine mögliche Kontrolluntersuchung
ist spätestens bei der Musternahme zwischen dem
Verkäufer und der AMA ein Untersuchungsinstitut
zu vereinbaren. Macht der Verkäufer von der
Möglichkeit der Kontrolluntersuchung Gebrauch,
so ist die AMA hierüber innerhalb von 8 Arbeits-
tagen, gerechnet ab dem Tag des Zugangs der
Mitteilung der AMA über das Untersuchungser-
gebnis bei dem Verkäufer, schriftlich zu verständi-
gen.

Für die Kontrolluntersuchung ist das entsprechende
Formblatt der AMA zu verwenden. Eine aus-
gefüllte und unterschriebene Durchschrift des
Untersuchungsauftrages ist der AMA sofort nach
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Absendung des für die Kontrolluntersuchung
vorgesehenen Rückstellmusters zuzustellen. Das
Untersuchungsergebnis ist der AMA vorzulegen.

Die getroffenen Feststellungen sind für beide Seiten
verbindlich.

(5) Wenn das Getreide die Mindestbedingungen
für die Beschaffenheit nicht erfüllt, hat die AMA
vom Vertrag zurückzutreten.

Gewichtsabweichung

§11. Der Verkäufer hat das Recht, die
vertragliche Menge bei der Übergabe an die
AMA von bis zu 10 vH zu über- oder unter-
schreiten. Die Mindestmenge je Angebot darf
jedoch nicht unterschritten werden.

Mitwirkung des Lagerhalters

§ 12. (1) Die Probenahme und die Beschaffen-
heitsfeststellung im Rahmen der Übernahme bei
Destination ist durch den Lagerhalter als Beauf-
tragten der AMA vorzunehmen. Die Aufgaben der
AMA bleiben davon unberührt.

(2) Der Lagerhalter hat das Feststellungsproto-
koll zu erstellen und zeichnet für die Richtigkeit
der Angaben. Das festgestellte Gewicht wird in
jenen Fällen, in denen der Lagerhalter nicht zur
Gewichtsfeststellung befugt ist, vom Beauftragten
der AMA bestätigt.

(3) Das Feststellungsprotokoll ist unmittelbar
nach Feststellung der gelieferten Menge und der
Einhaltung der äußeren Mindestbeschaffenheits-
werte auszustellen und unverzüglich der AMA zu
übermitteln. Bei Loco-Partien ist dem Feststellungs-
protokoll die Bestandsgarantieerklärung beizufü-
gen.

Bei Weich- und Hartweizen ist das aus dem
Kontraktmuster zur Untersuchung der inneren
Beschaffenheitswerte hergestellte Muster zusam-
men mit dem Probenahmeattest und dem Untersu-
chungsauftrag ebenfalls umgehend an das verein-
barte Untersuchungsinstitut zu übermitteln.

Kaufpreis und Bezahlung

§ 13. (1) Der in ECU angegebene Kaufpreis
wird mit dem jeweils anzuwendenden landwirt-
schaftlichen Umrechnungskurs in Schilling umge-
rechnet.

Erfolgt der Lieferbeginn nach Zugang des EKSS
jedoch vor dem im EKSS angegebenen Liefer-
monat, wird der Interventionspreis gezahlt, der am
Tag der ersten Lieferung anzuwenden ist.

(2) Im Falle der Übernahme des Getreides auf
dem Lager auf dem es sich zum Zeitpunkt des
Angebotes befindet (Loco-Intervention), sind die
vereinbarten Auslagerungskosten vom Interven-
tionspreis abzuziehen.

(3) Die Zahlung hat bargeldlos zwischen dem
30. und 35. Tag nach der Übernahme durch
Überweisung zu erfolgen.

(4) Die Erstattung der Transportpauschale im
Falle der Destination erfolgt nach der Transport-
pauschalenregelung gemäß ÖBB-Frachttafel
AT 150/25 T Kann ein Transport von dem Ort,
an dem sich das Getreide zum Zeitpunkt des
Angebotes befindet, bis zum Ort der Übernahme
nicht zu den unter Normalbedingungen frachtgün-
stigsten Kosten durchgeführt werden, so ist hiervon
die AMA unverzüglich zu verständigen.

Die AMA kann einen anderen Ort der Übernahme
bestimmen oder einen anderen Transportweg
zulassen. Wird die AMA nicht oder nicht
rechtzeitig vor Transportbeginn unterrichtet, so
werden der Erstattung der Transportkostenpau-
schalen nur die unter Normalbedingungen fracht-
günstigsten Pauschalen zugrunde gelegt.

(5) Im Interventionspreis sowie bei den Zu- und
Abschlägen für die Beschaffenheit ist keine
Umsatzsteuer enthalten.

Verzinsung

§ 14. ( l) .Zu Unrecht empfangene Beträge sind
zurückzuzahlen.

(2) Zurückzuzahlende Beträge sind, soweit nicht
in den in § l genannten EU-Rechtsakten etwas
anderes bestimmt ist, vom Tag des Empfangs bis
zum Tag der Rückzahlung mit drei vH über dem
jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank pro Jahr zu
verzinsen. Als Tag des Empfangs gilt der dritte
Arbeitstag nach dem Tag der Valutastellung der
Lastschrift auf dem Konto der AMA.

Abtretung

§ 15. Die Abtretung von Forderungen an Dritte
ist nicht zulässig.

Gerichtsstand

§ 16. Für alle Streitigkeiten, die aus den
Verträgen entstehen, ist Gerichtsstand Wien.

Inkrafttreten

§ 17 Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit
dem Vertrag über den Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union*) in Kraft.

Molterer

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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Anlage l

Folgende Untersuchungsinstitute können zur
Beschaffenheitsfeststellung des Getreides herange-
zogen werden.

1. Bundesamt und Forschungszentrum für Land-
wirtschaft

2. Versuchsanstalt für Müllerei

1021. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über Sicherheiten

für Marktordnungswaren

Auf Grund des § 106 Abs. l des Marktord-
nungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung
der Marktordnungsgesetz-Novelle 1994, BGBl.
Nr. 664, wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen
der Durchführung der Rechtsakte des Rates und
der Kommission der Europäischen Union, die im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen
und Handelsregelungen hinsichtlich der für Markt-
ordnungswaren zu leistenden Sicherheiten erlassen
worden sind.

Zuständige Stelle

§ 2. Die Sicherheit ist
1. im Bereich der gemeinsamen Marktorganisa-

tionen für Bananen und Wein an den
Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft und

2. im Bereich der übrigen gemeinsamen Markt-
organisationen an die Agrarmarkt Austria

zu leisten.

Arten der Sicherheit

§ 3. Die zuständige Stelle kann abweichend von
Artikel 8 Abs. l der Verordnung (EWG)
Nr. 2220/85 der Kommission vom 22. Juli 1985
mit gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zur
Regelung der Sicherheiten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse in der jeweils geltenden Fassung
andere Arten von Sicherheiten im Sinne des
Artikels 8 Abs. 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2220/85 der Kommission vom 22. Juli 1985
mit gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zur
Regelung der Sicherheiten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse in der jeweils geltenden Fassung
zulassen, wenn andernfalls die wirtschaftliche
Existenz des Verpflichteten gefährdet wäre oder
ein sonstiger besonderer Grund vorliegt.

Verzicht auf die Sicherheitsleistung

§ 4. Soweit in den in § l genannten Rechtsakten
nicht anderes vorgeschrieben ist, verzichtet die
zuständige Stelle auf die Leistung einer Sicherheit,
wenn der Betrag der Sicherheitsleistung weniger als
100 ECU beträgt und das Zahlungsversprechen
nach Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 2220/85 abgegeben wird. Dies gilt nicht für
Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen oder Vorausfest-
setzungsbescheinigungen.

Befreiung von der Sicherheitsleistung

§ 5. (1) Behörden, die in Ausübung hoheitlicher
Gewalt tätig werden, sind von der Leistung einer
Sicherheit befreit.

(2) Bei juristischen Personen des privaten Rechts
(privatrechtliche Institutionen), die unter staatlicher
Aufsicht in Ausübung hoheitlicher Gewalt tätig
werden, kann die zuständige Stelle von der
Leistung der Sicherheit absehen, wenn auf Grund
der aufsichtsrechtlichen Möglichkeiten gegenüber
der juristischen Person des privaten Rechts eine
Sicherheitsleistung nicht notwendig ist.

Verfallene Sicherheiten

§ 6. (1) Sofern in den in § l genannten
Rechtsakten nicht anderes vorgeschrieben ist,
verfallen die Sicherheiten zugunsten des Bundes.

(2) Hinsichtlich des Verzichts auf verfallene
Sicherheiten ist § 242 Bundesabgabenordnung in
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Zu Unrecht freigegebene Sicherheiten

§ 7 Vorbehaltlich einer anderen Regelung in
den in § l genannten Rechtsakten ist eine zu
Unrecht freigegebene Sicherheit erneut zu leisten,
wenn der Sicherungszweck noch besteht.

Meldepflicht

§ 8. (1) Die Agrarmarkt Austria (AMA) hat,
soweit sie zuständige Marktordnungsstelle ist, dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft bis
spätestens 30. Juni die Gesamtzahl und den
Gesamtbetrag der verfallenen Sicherheiten des
Vorjahres — unabhängig vom Stand des Verfah-
rens nach Artikel 29 der Verordnung (EWG)
Nr. 2220/85 — zu melden, jeweils aufgegliedert
nach ihrer Zuweisung an den Bund und an die
Kommission.

(2) Die Angaben gemäß Abs. l sind für jede
Gemeinschaftsvorschrift, die eine Sicherheit vor-
sieht, mitzuteilen, wobei für Sicherheiten in Höhe
bis zu l 000 ECU keine Mitteilung zu erfolgen
hat.

(3) Die Mitteilung betrifft sowohl die vom
Beteiligten direkt gezahlten Beträge als auch die
Beträge aus der Verwertung der Sicherheit.
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Inkrafttreten

§ 9. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem
Vertrag über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union*) in Kraft.

Molterer

1022. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft über Lizenzen für

Marktordnungswaren
Auf Grund des § 110 Abs. 4 Ziffer l des

Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, in
der Fassung der Marktordnungsgesetz-Novelle
1994, BGBl. Nr. 664, wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Die Vorschriften dieser Verordnung dienen
der Durchführung der Rechtsakte des Rates und
der Kommission der Europäischen Union, die im
Rahmen der gemeinsamen Marktorganisationen
und Handelsregelungen hinsichtlich der

l Einfuhrlizenzen,
2. Ausfuhrlizenzen,
3. Vorausfestsetzungsbescheinigungen,
4. EHM-Lizenzen,
5. EHM-Einfuhrlizenzen

erlassen worden sind.

Zuständige Stelle

§ 2. Für die Erteilung von Lizenzen ist
1. im Bereich der gemeinsamen Marktorganisa-

tionen für Bananen und Wein der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft und

2. im Bereich der übrigen gemeinsamen Markt-
organisationen die Agrarmarkt Austria

zuständig.

Verzicht auf Sicherheitsleistungen

§ 3. Sofern in den in § l genannten Rechtsakten
nichts anderes vorgeschrieben ist, wird die Lizenz
ohne Sicherheitsleistung erteilt, wenn der für die
Erteilung einer Lizenz zu leistende Sicherheits-
betrag weniger als 100 ECU beträgt und der
Antragsteller den Sitz in Österreich hat.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Antrag

§ 4. Der Antragsteller hat vom Formblattsatz
gemäß Artikel 16 Abs. 2 erster Satz der Verord-
nung (EWG) Nr. 3719/88 der Kommission vom
16. November 1988 in der jeweils geltenden
Fassung lediglich den Antrag bei der zuständigen
Stelle einzureichen.

Abschreibungen auf der Lizenz

§ 5. Die Abschreibung hat der Beteiligte im
Sinne des Zollrechts vorzunehmen. Diese Abschrei-
bung ist von der Zollstelle zu prüfen und zu
bestätigen.

Abfertigung zu einer besonderen Bestimmung

§ 6. Hängt die Freigabe der für eine Lizenz
geleisteten Sicherheit von dem Nachweis ab, daß
die Ware ihrer Bestimmung zugeführt worden ist,
und ist die Form dieses Nachweises nicht in
anderen Vorschriften festgelegt, so ist für diesen
Nachweis ein Kontrollexemplar T 5 nach Arti-
kel 472 ff. der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93
der Kommission vom 2. Juli 1993 (ABl. EG 1993
Nr. L 253) in der jeweils geltenden Fassung zu
verwenden.

Meldepflicht

§ 7 Die AMA hat, soweit sie zuständige
Marktordnungsstelle ist, dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft vierteljährlich bis zum
15. Tag des dem Quartal folgenden Monats
mitzuteilen:

1. Die Anzahl der im vorangegangenen Vier-
teljahr gemäß Art. 34 Abs. l und Abs. 10 der
Verordnung (EWG) Nr. 3719/88 erteilten
Ersatzlizenzen und Ersatzteillizenzen und

2. Art und Menge der betreffenden Erzeugnisse
sowie gegebenenfalls Höhe der im voraus
festgesetzten Erstattung oder Abschöpfung.

Inkrafttreten

§ 8. Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem
Vertrag über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union *) in Kraft.

Molterer

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


